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UNI Finance


2. UNI FINANZ GLOBAL UNION-WELTKONFERENZ,

23.-25. MAI 2006, GENF, SCHWEIZ

ZUSAMMENFASSENDER BERICHT
Vorwort
In Genf wurde UNI Finanz 'Global Union', die globale Gewerkschaft für die Finanzsektor-Angestellten lanciert. 

Mit der Annahme von UNI-Finanz-Regeln und der Wahl des Vorsitzenden und der Welt-Lenkungsgruppe hat die 2. UNI-Finanz-Konferenz unsere Weltstruktur in eine endgültige Form gebracht.

Die Konferenz verabschiedete aber insbesondere das UNI Finanz-Programm, unsere politische Plattform, die Aufgaben und Ziele von UNI Finanz definiert und in erster Linie erlauben soll, die Herausforderungen der Globalisierung und der multinationalen Unternehmen aufzunehmen. Das allgemeine Anliegen von UNI Finanz besteht darin, die Stärke unserer Mitgliedsorganisationen zusammenzulegen und auf globaler, nationaler und lokaler Ebene gemeinsame Aktionen in die Wege zu leiten, unter Berücksichtigung des Umstandes, dass unsere Organisation tief im Alltagsleben der Gewerkschaften und im Alltagsleben der Beschäftigten am Arbeitsplatz verankert sein muss. 

An der Konferenz, die vom 23. bis 25. Mai tagte, nahmen insgesamt 216 Personen (137 Delegierte, 52 Beobachter und 27 Gäste) aus 88 Gewerkschaften und 50 Ländern teil. 

UNI Finanz-Vorsitzender und UNI Finanz- Lenkungsgruppe 

Die Konferenz wählte Allan Bang (FSU/Dänemark) zum Vorsitzenden von UNI Finanz. Ferner wählte sie die UNI Finanz-Lenkungsgruppe; die stellvertretenden Vorsitzenden sind: Joe Kokela (SASBO/Südafrika), Luiz Claudio Marcolino (CONTRAF-CUT/Brasilien), Osamu Umemoto (FNIU/Japan) und Pia Desmet (BBTK-SETCA/Belgien). 

[image: image22.png]UINAL

global union




Die neu gewählte UNI-Finanz-Lenkungsgruppe

Konferenzdebatten 

Die wichtigsten Konferenzthemen bezogen sich auf folgende Fragen:
Förderung und Schaffung menschenwürdiger Arbeit in einem sich wandelnden Arbeitsumfeld;
· Globalisierung und multinationale Unternehmen als Herausforderung für die Gewerkschaften;
· Umgang mit Multis: globale Abkommen, globale Gewerkschaftsallianzen und Organisierung;
Erweiterung des Kreises der Ansprechpartner: Pensionsfonds und Rating-Agenturen.

UNI Finanz-Programm 

Die Konferenz verabschiedete das UNI Finanz-Programm, das die wichtigsten sektorspezifischen Politiken von UNI Finanz formuliert und die Rolle der Mitgliedsorganisationen und des Sekretariats bei der Programmumsetzung definiert. Es stellt die politische Plattform für die Tätigkeiten von UNI Finanz dar, die unter folgenden Schlüsselthemen zusammengefasst werden können:
· Ziele, Aktivitäten und Methoden;
· Organisierung;
· Gewerkschaftsallianzen und transnationale Betriebsräte;
· Vereinbarung über menschenwürdige Arbeit und internationale Rahmenabkommen;
· Umstrukturierung;
· Regulierung. 

UNI Finanz-Regeln 

Die von der Konferenz verabschiedeten UNI Finanz-Regeln bilden einen festen Bestandteil der UNI Finanz-Struktur. Die regionalen Strukturen werden in Anlehnung an diese globalen Strukturen entsprechend angepasst. 

Erklärungen 

Die Konferenz verabschiedete mehrere Erklärungen:
· Erklärung zur Unterstützung des Kampfs der OTOE für sektorale Verhandlungen im griechischen Bankgewerbe, wobei die Arbeitgeber zu der Wiederaufnahme von Tarifverhandlungen gebracht werden sollen.
· Erklärung bezüglich des Streikrechts für türkische Bankangestellte, wobei Gesetzesänderungen verlangt werden, die eine Aufhebung des Streikrechts in diesem Sektor ermöglichen.

· Erklärung zur französischen Einwanderungspolitik, mit einem Aufruf an die Regierung, die vorgeschlagenen Regelungen, die eine an Unternehmensinteressen orientierte selektive Einwanderung befürworten, zurückzunehmen. 
· Erklärung über die Lage in Simbabwe, in der Solidarität mit den Frauen und Männern dieses Landes bekundet und die Regierung aufgefordert wird, unverzügliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Würde der Menschen und die Rechte der Gewerkschaften wieder herzustellen.

· Erklärung betreffend Nepal und den erfolgreichen Kampf der Bevölkerung gegen die Diktaturherrschaft des Monarchen und für die Wiederherstellung der Demokratie. 

Im Namen von Sandy Boyle und uns, möchten wir an dieser Stelle allen Gewerkschaften für ihre Teilnahme an der Konferenz und ihre Beiträge zu den Debatten danken. Unsere Konferenz hat den Weg für die nächsten vier Jahre abgesteckt. Sie brachte den Teamgeist und die Verbundenheit der Mitgliedsorganisationen zum Ausdruck. Im Verlauf der nächsten vier Jahre werden wir UNI Finanz 'Global Union' aufbauen, mit Tätigkeiten auf weltweiter und regionaler Ebene, mit gemeinsamen Aktivitäten von Gruppen von Gewerkschaften und dank der Arbeit, die die einzelnen Mitgliedsorganisationen selbst leisten. Unsere Stärke liegt darin, dass wir unsere Ressourcen bündeln und das Engagement unserer Mitglieder von der Weltebene auf die Betriebsebene übertragen können. 

Oliver Roethig





Allan Bang

Abteilungsleiter





Präsident
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2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz

23. bis 25 Mai 2006 in Genf, Schweiz

Zusammenfassender Bericht
Genf zählt mit 185.000 Einwohnern kaum zu den großen Städten weltweit. Gleichwohl ist es ein Zentrum des internationalen Bankwesens. Dies weniger wegen eines angeheizten Handels. In Genf kümmern sich die Banken vor allem um Vermögensverwaltung. Schätzungen zufolge werden etwa 40 Prozent der in er Schweiz verwalteten 3000 Milliarden US-Dollar direkt oder indirekt von Genf aus verwaltet werden. 75 Banken, davon 50 ausländische, sind in Genf aktiv. Im 17. und 18 Jahrhundert ist das moderne Bankwesen in Genf entstanden.

Die Schweizer Stadt hat auch eine andere Tradition. Hier hat die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) ihren Sitz. Sie wurde 1919 gegründet – die Verfassung der ILO ist Bestandteil des Versailler Vertrags – und nahm 1920 ihre Arbeit in Genf auf. 

So gesehen war Genf durchaus ein sehr passender Ort für die 2. Weltkonferenz von UNI Finanz Global, die vom 23. bis 25. Mai im Gebäude der ILO tagte. 216 Delegierte von 88 Gewerkschaften aus 50 Ländern nahmen teil.
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TeilnehmerInnen an der 2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz
Mackie Messers Frage

In Bertold Brechts Dreigroschenoper fragt Mackie Messer: „Was ist ein Einbruch in eine Bank gegen die Gründung einer Bank?“ Die bitterböse Frage aus dem 1928 uraufgeführten Stück kann einem schon in den Sinn kommen, wenn man sieht, dass es Vorstandmitglieder in Banken gibt, die an einem Tag das verdienen, wofür ein Beschäftigter ein ganzes Jahr braucht. An dies Zahl erinnerte UNI-Generalsekretär Philip Jennings und daran, dass zum Beispiel die Deutsche Bank trotz immenser Gewinne plant, 6000 Beschäftigte zu entlassen.

Eine andere Beobachtung im Finanzsektor: Gestandene Unternehmen werden übernommen und damit wird dann auch gleich der soziale Dialog aufgekündigt. Es gibt aber auch gegenteilige Beispiele. So wurde die Übernahme der südafrikanischen Bank ABSA durch die britische Barclays gemeinsam von den Gewerkschaften SASBO und Amicus sowie von UNI begleitet, was durchaus als weltweites Beispiel für internationale gewerkschaftliche Zusammenarbeit gesehen werden kann.

Die Gewerkschaften im Finanzsektor stehen vor großen Herausforderungen. Vieles ist in Bewegung. Im Rahmen der Globalisierung treten verstärkt neue Akteure auf dem Weltmarkt auf, etwa Indien, China, Russland und Brasilien. Hier ergeben sich für Finanzdienstleister ebenso neue Märkte wie in den Staaten des ehemaligen Ostblocks in Europa.

Diese Erschließung neuer Märkte läuft im Wesentlichen über Fusionen und Übernahmen. Das sind – darauf verwies etwa Oliver Röthig – neben Outsourcing und Offshoring die entscheidenden Trends im Finanzsektor. Die inländischen Zusammenschlüsse haben an Bedeutung verloren – nicht zuletzt deshalb, weil mögliche Fusionen meist bereits vollzogen wurden und nur wenige Marktführer – neben Anbietern von Nischenprodukten – existieren. Was zu beobachten ist, sind grenzüberschreitende Übernahmen und so genannte spezielle Fusionen, bei denen sich inländische oder ausländische Banken an der Privatisierung staatlicher Banken oder Finanzinstitute beteiligen.

Über Neuseeland in die Zukunft schauen

Unabhängig davon, um welche Fusionen und Zusammenschlüsse es sich handelt, in der Folge kommt es regelmäßig zu Rationalisierungen und organisatorischen Veränderungen. Wie das ablaufen kann, zeigt auch der Hintergrundbericht zur Konferenz, der von Andrew Cassidy und Kevin Davis in Genf vorgestellt wurde. „Die Erfahrungen Neuseelands sind eure Zukunft“ – so Andrew Cassidy zu den Delegierten.
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Andrew CASIDY, FinSec, Neuseeland
Der australische wie der neuseeländische Finanzmarkt werden von vier großen in Australien beheimateten Banken dominiert: ANZ (Australia and New Zeeland Banking Group), CBA (Commonwealth Bank of Australia), NAB (National Australian Bank) und Westpac. In Australien verbuchen sie 73 Prozent der Bankvermögenswerte, in Neuseeland sogar 85 Prozent. Die Konzentration hat sich nach Deregulierungen in Australien seit den 1980er Jahren und Neuseeland seit den 1990er Jahren herausgebildet.

Trotz gesunkener Zinsen in beiden Ländern gab es eine hohe Rendite. Dafür gibt es verschiedene Gründe. Das sind höhere Erträge durch Bankgebühren, Einsparungen durch den Einsatz neuer Technologien, wozu auch elektronische Zahlungsdienste zählen – was eine Übertragung von Arbeit auf den Kunden bedeutetet – weitere Kosteneinsparungen durch Outsourcing und eine drastische Reduzierung des Filialnetzes. Bis 2004 nahm in Australien die Zahl der Filialen der „großen Vier“ drastisch ab, um sich dann zu stabilisieren. Für die Beschäftigung bedeutete das einen deutlichen Abbau von Arbeitsplätzen. Innerhalb dieser Entwicklung ist es zu einem Anstieg von Teilzeitbeschäftigung von Frauen gekommen.

In Neuseeland verlief die Entwicklung ganz ähnlich. In den gewerkschaftlich organisierten Großbanken sank die Zahl der Beschäftigten zwischen 1989 und 2004 um rund ein Drittel von 27.708 auf 18.667. Da auch hier die Zahl der Teilzeitbeschäftigten gestiegen sein dürfte, ist die Zahl der so genannten Vollzeitäquivalente wohl noch deutlicher zurück gegangen.

Insgesamt wurden alle Routinearbeiten automatisiert und außerhalb der Filiale erledigt. Allerdings – darauf verwies Kevin Davis in seiner Vorstellung des Hintergrundberichts – kann in einem von Konkurrenz geprägten Finanzsystem ein durch Technikeinsatz gesenkter Preis vom Konkurrenten kopiert werden. Der Schlüssel zum Erfolg liegt deshalb in der Nutzung der Humanressourcen in Form persönlicher Kontakte. Das hat zu einer Renaissance der Filialen geführt. Ein australisches Kreditinstitut – die 1995 aus einer regionalen Bausparkasse hervorgegangene Bendigo Bank – ist einen neuen Weg gegangen, der vielleicht als alter Weg zu sehen ist. Neben der Konstruktion als eine Art Genossenschaftsbank setzt das Unternehmen stark auf Filialen und ist damit erfolgreich.

Inzwischen haben auch die großen Vier begonnen, die Filialen wieder zu stärken. Die Filialleiter gewinnen Handlungsspielraum zurück, allerdings in einem streng leistungsorientierten Umfeld, in dem es darum geht, so viel wie möglich Finanzprodukte zu verkaufen. In den Filialen – so Andrew Cassidy – wird mit Zielvereinbarungen gearbeitet. Diese Orientierung auf Verkaufen hat unter anderem dazu geführt, dass der Leiter einer McDonalds-Niederlassung zum Filialleiter einer Bank gemacht wurde. Gleichzeitig aber legen die Banken schon Wert darauf, dass ihre Angestellten qualifiziert sind, damit die Kunden zufrieden sind. Der Wert eines positiven Images einer Bank in der Öffentlichkeit ist, da Technik kopiert werden kann, stärker in den Mittelpunkt gerückt.

Wenn die Erfahrungen Neuseelands – wie Andrew Cassidy sagte – die Zukunft des Finanzsektors darstellen, erleben viele Ländern gerade die Periode der Privatisierungen, der Übernahmen und Fusionen bzw. deren unmittelbare Folgen. In Zambia zum Beispiel sind durch die Privatisierung der Banken 20 Prozent der Arbeitsplätze verloren gegangen. Und für diejenigen, die beschäftigt sind, so Joyce Nonde, gibt es kein Einkommen, mit dem man sein Leben bestreiten könnte. Darüber hinaus werden Normen der ILO unterlaufen. Der soziale Dialog ist reine Kosmetik.

Was Letzteres angeht, werden aus einer ganz anderen Region ähnliche Erfahrungen berichtet. In Finnland, so Hannu Kivipato, kommt der soziale Dialog oft nur in Sonntagsreden vor. Die Einkommenssituation hat sich zwischen 1989 und 2004 deutlich verschlechtert. Und anstatt soziale Verantwortung zu übernehmen, kommt es trotz ökonomischer Erfolge zu Outsourcing und Offshoring. 

Und während die Einen auf der Straße sitzen türmt sich auf den Schreibtischen der Anderen die Arbeit. Umstrukturierungen in Folge von Fusionen ziehen in der Regel überlange Arbeitszeiten nach sich. Das gilt unabhängig davon, ob das Finanzunternehmen in einem hoch industrialisierten Land oder in einem Entwicklungsland angesiedelt ist. Aus Trinidad und Tobago und Kamerun wurde ebenso über lange Arbeitszeiten und unbezahlte Mehrarbeit berichtet wie aus Dänemark. Dort gab es eine Umfrage im Finanzsektor, wonach 19 Prozent mehr als 45 Stunden in der Woche arbeiten. In Japan arbeiten einer ähnlichen Erhebung zufolge 17 Prozent mehr als 65 Stunden in der Woche. Dass überlange Arbeitszeiten keineswegs automatisch die Produktivität erhöhen, erläuterte Usamu Umemoto am Beispiel Japan. Das Land hat die längsten Arbeitszeiten, bei der Produktivität liegt es aber nur auf Rang 21. 

Lange Arbeitszeiten und das Tempo bei strukturellen Veränderungen verunsichern die Beschäftigten weltweit. Es muss ein neues Gleichgewicht zwischen Arbeit und Privatleben hergestellt werden. Dies war eine Schlussfolgerung aus der Debatte um menschenwürdige Arbeit. Dabei ist es wichtig, dass die Arbeitgeber ihre soziale Verantwortung wahrnehmen und dazu gezwungen werden, wenn dies nicht freiwillig geschieht. Generell gibt es durchaus ein gemeinsames Interesse von Arbeitgerbern und Beschäftigten, weil eine menschenwürdige Arbeit durchaus ein Produktivitätsfaktor ist. Auch dies sollte UNI und seine Mitgliedsorganisationen in den Diskussionen immer wieder verdeutlichen. Daneben müssten die Unternehmen ein Interesse daran haben, dass ihre Beschäftigten nicht durch unwürdige Arbeit ausgebrannt werden. Denn angesichts alternder Gesellschaften werden ihre Fähigkeiten künftig länger gebraucht.

Hooligans oder freundliche feiernde Leute

Auf der Konferenz in Genf warf die wenig später begonnene Fußballweltmeisterschaft ihre Schatten voraus. In Diskussionsbeiträgen wurden immer wieder einmal Bilder aus diese Sportart bemüht. Und in der Tat lässt sich das Handeln global agierender Finanzkonzerne so beschreiben: Es gibt Fans, die reisen in ein anderes Land, feiern, sind fröhlich und sind immer wieder herzlich willkommen. Andere zetteln Randale an und sind als Hooligans gefürchtet. Und bisweilen entpuppen sich die netten Jungs, die man erwartet hatte, als Hooligans.

Zwar hinken Vergleiche immer etwas, aber so lässt sich das ins Bild setzen, was in Argentinien abgelaufen ist. Ab Mitte der 1990er Jahre wurde als Folge einer Finanzkrise öffentlich die Hoffnung genährt, wenn man gezielt ausländische Banken ins Land holen würde, zöge Stabilität in das Finanzsystem ein. So eingeladen machten die Multis ihre Geschäfte – vor allem mit Spekulationen und öffentlichen Wertpapieren, die von ihnen emittiert wurden. Die Folge: ein Crash. Einige haben das Land einfach verlassen, etwa Credit Agricole oder die Bank of Scotland. Derzeit sind noch Klagen anhängig, weil auch Abgaben an die Sozialkassen nicht geflossen sind.

Das Beispiel wirft die Frage auf, wie sich multinationale Finanzunternehmen in den Ländern verhalten, in die sie kommen. Die Frage gilt aber auch umgekehrt: Wie verhalten sich die Staaten gegenüber dem Multi, der kommt?

Beim staatlichen Verhalten muss zwischen zwei verschiedenen Ebenen unterschieden werden. Zum einen ist in den letzten zwei Jahrzehnten im Rahmen der Deregulierung weltweit ein Rückzug des Staates zu beobachten. Das fand und findet zum Beispiel seinen Niederschlag in Privatisierungen von staatlichen Unternehmen. Parallel dazu gab es oft Aufweichungen im Arbeitsrecht, etwa im Kündigungsschutz. Hintergrund ist die Hoffnung, ein Unternehmen würde eher kommen, wenn das Arbeitsrecht „weich“ ist. Die andere Ebene: Die Arbeitsgesetze werden – wie sie sich auch gestalten – von den Multis einfach nicht beachtet und der Staat hat nicht die Macht oder den Willen, deren Einhaltung durchzusetzen. Ein Beispiel dafür ist Tunesien. Dort werden– wie Delegierte berichteten – die Arbeitsgesetze in privatisierten Unternehmen umgangen. 

Wie Hooligans benehmen sich auch einige Multis in Nepal. Im Jahr 2004 wurde bei der American Bank of Nepal eine Gewerkschaft registriert. Das Unternehmen hat sie jedoch nicht anerkannt. Daraufhin bestätigte ein Gericht die Gewerkschaft, was das Unternehmen veranlasst hat, das Oberste Gericht anzurufen, wo die Sache nun anhängig ist. Gleichzeitig werden Gewerkschaftsmitglieder gemobbt. Ähnlich sieht es bei der American Life Insurance in Nepal aus. Das Unternehmen soll gewerkschaftlich organisiert werden. Deshalb werden die Aktiven offen bedroht. Eine Schwierigkeit liegt darin, dass angesichts einer hohen Arbeitslosigkeit und hoher Teilzeitquote die Drohungen durchaus Wirkung zeigen. Für Nepal – so die Forderung der betroffenen Kolleginnen und Kollegen – muss das Übereinkommen 87 der Internationalen Arbeitsorganisation umgesetzt werden, dass die Vereinigungsfreiheit sichert. 

Die Erfahrung, dass Einschüchterungen und Drohungen unter bestimmten Umständen wirken, wurde auch aus anderen Ländern berichtet. So gibt es im Finanzsektor Indiens eine geregelte Arbeitszeit nur auf dem Papier. Etwas anderes sei aber derzeit nicht durchsetzbar.

Angesichts solcher Schlaglichter auf die Politik von Multis in einzelnen Ländern stellt sich natürlich die Frage, wie eine Veränderung des Verhaltens erzielt werden kann. Auf der 2. Weltkonferenz von UNI Finanz Global wurden unterschiedliche Ansätze diskutiert. 

Ein Ansatz rührt daher, dass ein Multi außerhalb des Ursprungslands kaum wieder zu erkennen ist. José Antonio Garcia hat die Bebachtung gemacht, dass spanische Unternehmen sich in Lateinamerika anders verhalten als im Mutterland. So werden Kollektivverträge unterlaufen, Frauen kaum befördert und junge Leute nur mit Zeitverträgen beschäftigt. Solches Handeln wurde auch von anderen Seiten bestätigt. So ist die Standard Charter Bank in Großbritannien ein moderater Arbeitgeber. Anders sieht es in Zimbabwe aus. Da, so ein Delegierter, handelt sie den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern gegenüber eher feindselig.
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George KAWENDA, Zibawu, Simbabwe
Ein Delegierter aus Zypern, Stelios Stylianou, leitete aus diesen unterschiedlichen Verhaltensweisen den Schluss ab, dass sich globale Arbeitgeber nur in den Ländern human verhalten, in denen sie sich starken Gewerkschaften gegenübersehen. Von daher kommt der gewerkschaftlichen Tradition der Solidarität eine neue Bedeutung zu. Bei der gegenseitigen Hilfe geht es nicht mehr nur darum, dass die Stärkeren den Schwächeren beiseite stehen. Die unterlassene Hilfe kann auf den negativ zurückfallen, der nicht geholfen hat. Ein Arbeitgeber kann Arbeit dahin verlagern, wo er glaubt, bessere Bedingungen zu haben. Das kann eben ein Land sein, in dem die Gewerkschaft auch aus dem Grund schwach ist, weil andere Gewerkschaften sie nicht unterstützt haben. Für Oliver Röthig ist von daher klar: „Uni Finanz muss schon im Land sein, wenn die Verlagerung kommt.“
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 Oliver Roethig, Abteilungsleiter UNI Finanz
Das setzt natürlich voraus, dass Strukturen verlinkt werden bzw. dass da, wo gewerkschaftliche Strukturen nur schwach oder überhaupt nicht vorhanden sind, diese entwickelt und gestärkt werden. Dieser Ansatz zielt darauf die nationale Gewerkschaft in einem Land durch solidarische Unterstützung zu stärken.

Es lässt sich aber auch ein anderer Handlungsansatz ableiten. Von da aus, wo der soziale Dialog funktioniert, kann versucht werden, grenzüberschreitende Abkommen zu schließen. Dabei geht es dann auch darum, dass die Gewerkschaften im Stammland Verantwortung auch für die Konzernteile im Ausland übernehmen. Beide Handlungsansätze werden parallel verfolgt. Und das – so eine Schlussfolgerung – soll auch so bleiben.

Besonders in Afrika – dies eine weitere Schlussfolgerung – stehen die Gewerkschaften vor der Herausforderung der Standortverlagerung, auf dem Kontinent drängeln sich die Multis. Die Gewerkschaften werden ebenso wie das Arbeitsrecht ignoriert. Hier ist weltweites solidarisches Handeln vonnöten. Die global agierenden Konzerne müssen auch in ihrem Stammland angegangen werden, damit sie ihre soziale Verantwortung auch in den Entwicklungsländern wahrnehmen.

Weltweite Entwicklung und Stärkung gewerkschaftlicher Strukturen

Im Tätigkeitsbericht wurden einige Beispiele für eine solidarische Stärkung gewerkschaftlicher Strukturen benannt, unter anderem: „UNI-Americas Finanz führte in Zusammenarbeit mit LO-TCO Gewerkschaftsentwicklungs-Projekte in Guatemala und Costa Rica durch. UNI-APRO Finanz unterstützte Mitgliedsorganisationen in Indonesien, auf den Philippinen, in Bangladesh und Nepal bei ihren Organisierungskampagnen. UNI-Europa Finanz hat auf die Integration von Ländern, die 2004 der Europäischen Union beigetreten sind, sowie anderer Anwärterstaaten, insbesondere aus Mittel- und Osteuropa, hingearbeitet.“

Hinter dem, was da in etwas spröder Berichtsprache aufgelistet ist, steckt erhebliches Engagement, Phantasie und vor allem die Fähigkeit, Solidarität im Alltag zu leben. Zwei Beispiele, die auf der 2. Weltkonferenz von UNI Finanz kurz vorgestellt wurden, belegen das. 

Aristoteles Lakkas von der griechischen Gewerkschaft der Bankbeschäftigten OTOE berichtete von der Aufbauarbeit seiner Gewerkschaft in den Staaten Südosteuropas. Nach dem Zusammenbruch der alten Regimes auf dem Balkan sind neue politische und wirtschaftliche Situationen entstanden, die von den griechischen Banken genutzt wurden. Sie haben sich dort niedergelassen, und es ist ihnen gelungen, eine dominierende Rolle in den Volkswirtschaften dieser Region zu erlangen.

OTOE ist sehr schnell aktiv geworden. In einigen Ländern musste die Umwandlung alter Gewerkschaftsstrukturen unterstützt und vorangetrieben werden. In anderen Ländern war ein völliger Neuaufbau der Gewerkschaften nötig. Zunächst – so Lakkas – wurden einzelne Länder immer wieder besucht und so ein Netz bilateraler Beziehungen geknüpft. Und auch innerhalb der Länder entstanden erste Netzwerke. In einer zweiten Phase wurde die Arbeit auf eine multilaterale Basis gestellt. Es wurde eine gemeinsame Plattform erstellt – die Balkan-Konferenz – und die Arbeit auf diese Weise institutionalisiert.

In den Jahren 1996 bis 2002 lief ein groß angelegtes Ausbildungsprogramm. Hunderte von Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern konnten daran teilnehmen und wurden geschult. Dafür wurde insgesamt eine Million Euro ausgegeben, die OTOE aus nationalen und europäischen Projekten besorgt hatte. Daneben hat OTOE auch technische Unterstützung geleistet. Insgesamt elf Länder waren in die Aufbauhilfe einbezogen. Seit 2004 wurde verstärkt mit Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern aus Zypern zusammengearbeitet, um in der östlichen Mittelmeerzone und künftig im Mittelmeerraum insgesamt Unterstützung bei Auf- und Ausbau gewerkschaftlicher Strukturen zu leisten.

Dass die Arbeit auch eine politische Dimension hat, zeigt ein Beispiel, auf das Aristoteles Lakkas wohl zu Recht besonders stolz ist. Im Jahr 1997 wurde in Bosnien-Herzegowina ein erster Betriebsrat gegründet. Um das möglich zu machen, mussten Muslime und Serben an einen Tisch gebracht werden. Dass dies gelang, ist für Lakkas ein historischer Augenblick.

Bei dem anderen Beispiel geht es um Aufbauhilfe, die von der belgischen Gewerkschaft LBC-NVK gegenüber der Gewerkschaft BBDSZ in Ungarn geleistet wurde. Zustande gekommen ist die Kooperation eher per Zufall. Am Rande einer von UNI durchgeführten Konferenz in Bratislava haben belgische und ungarische Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter miteinander geredet. Dabei – so berichtet Tjeu Tijskens vom LBC-NVK – habe er erfahren, dass die BBDSZ versuchte, Gewerkschaften aus Unternehmen des Finanzsektors sektoral zusammen zu schließen. Im Dezember 2005 hat die LBC-NVK beschlossen, finanzielle Mittel zur Unterstützung der Gewerkschaftsarbeit in der dritten Welt und in den neuen Mitgliedstaaten der EU bereit zu stellen. Tijskens hat sofort ein Projekt beantragt, um die BBDSZ bei ihrer Arbeit zu unterstützen, was auch genehmigt wurde.
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Kristina Somodi, BBDSZ, Ungarn


Tjeu Tijskens, LBC-NVK, Belgien
Im Rahmen des Projekts werden aktive BBDSZ-Mitglieder aus Unternehmen des Finanzsektors ausgebildet. Die LBC-NVK bietet dabei aus ihrer Erfahrung in Belgien Ideen an, wie Gewerkschaftsarbeit in den Unternehmen und sektoral organisiert werden kann. Dass das in der Tat ein Angebot ist, bestätigt Kristina Somodi von der BBDSZ: „Die belgischen Kollegen drängen uns nicht, ihr Modell zu übernehmen. Wir sehen uns viele Modelle an und übernehmen das, was für Ungarn das Beste ist.“ 

Die Ausbildung der ungarischen Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter ist keineswegs abstrakt. Kristina Somodi hat in Belgien an einer Sitzung der Paritätischen Kommission des Bankensektors teilgenommen und konnte so beobachten, wie auf sektoraler Ebene verhandelt wird. In Ungarn wird derzeit die Einrichtung einer Paritätischen Kommission angestrebt, in der Arbeitgeber und Arbeitnehmer Abkommen schließen können. Im Januar 2006 hat das ungarische Parlament eine Gesetzgebung verabschiedet, die den Rahmen für einen solchen sozialen Dialog geschaffen hat. 

Der Schwerpunkt gewerkschaftlicher Arbeit – so Kristina Somodi – liegt aber nach wie vor in den Unternehmen. Da werden Abkommen und Tarifverträge geschlossen. Und auch an dieser Stelle gibt es eine Verbindung zu Belgien. Die belgische Bank KBC ist in Ungarn mit der Bank K&H vertreten. Die LBC-NVK verfolgt das Ziel, dass die Beschäftigten in den ausländischen Tochterunternehmen dieselben Rechte und Arbeitsbedingungen haben wie die Beschäftigten im Stammhaus. Bei einem Gespräch mit dem Management wurde das prinzipiell zugesagt. Jetzt geht es darum Vereinbarungen zu schließen, die das festschreiben.

Bei der K&H in Ungarn strebt die BBDSZ an, dass Tarifverträge auch für die Tochterunternehmen gelten, die im Inland gegründet werden. Über diesen Weg – so Kristina Somodi – könne verhindert werden, dass Beschäftigte über ein Outsourcing schlechtere Arbeits- und Einkommensbedingungen erhalten. Auch hier gibt es eines prinzipielle Zusage des Managements. Eine solche Lösung möchte die BBDSZ für alle Banken erreichen, am liebsten natürlich über eine sektorale Regelung.
Zusammenarbeit in Multis: „Wenn ihr verhandelt, seid ihr UNI“

Das belgisch-ungarische Beispiel zeigt, dass beide genannten Ansätze verfolgt werden. Zum einen gibt es eine Unterstützung beim Aufbau gewerkschaftlicher Strukturen, zum anderen werden über unternehmerische Strukturen Mitbestimmungsrechte im Tochterunternehmen durchgesetzt. 

Aber auch bei dem Engagement der griechischen OTOE in Südosteuropa liegt ein Anlass dafür darin, dass griechische Banken dort aktiv geworden sind. Das heißt also: Es ist noch nicht unbedingt so, dass UNI schon vor Ort ist, wenn ein Finanzunternehmen Aktivitäten ins Ausland verlagert, aber lange Zeit vergeht nicht, bis UNI ankommt – zumindest in einer Reihe von Ländern.

Letzteres gilt auch für die im Tätigkeitsbericht erwähnten gemeinsamen Bestrebungen von UNI und britischen Mitgliedsorganisationen, Wege zu finden, lokale Gewerkschaften in Indien bei der Organisierung zu unterstützen. Auch hier soll der Weg über Töchter europäischer Unternehmen führen, und zwar solche, an die betriebsinterne Funktionen ausgelagert werden. 

Der Trend IT-Dienstleistungen nach Indien zu verlagern, ist ja schon älter. Und mit den Liberalisierungen des Bankensektors seit 1991 sind ausländische Investoren gekommen und haben sich an indischen Banken beteiligt – Beteiligungen sind bis zu 74 Prozent erlaubt – und sich darüber auch die Möglichkeit geschaffen, Unternehmensteile oder bestimmte Arbeiten dorthin zu verlagern. Es geschieht also zweierlei: Die internationalen Banken sind ersten vor Ort, um den Finanzmarkt zu erschließen. Die Unternehmensberatung McKinsey schätzt, dass allein das Privatkundengeschäft sich bis 2010 auf einen Umsatz von 16,5 Milliarden US-Dollar mehr als verdoppeln wird. Zweitens findet Outsourcing nach Indien statt. So will die Deutsche Investmentbank bis Ende 2007 die Tätigkeiten der Hälfte ihres Verkaufspersonals und der Händler nach Indien auslagern. JP Morgan Chase will in den nächsten zwei Jahren in Indien 4.500 Hochschulabsolventen einstellen, was einem Offshoring von 30 Prozent des Personals der Investmentabteilung gleichkommt. Bei der Tochter JP Morgan werden bereits Ende 2006 20 Prozent der Beschäftigten in Indien arbeiten.

Dieses Vorgehen hat Folgen für die Beschäftigten sowohl in Indien als auch in den Herkunftsländern der Finanzdienstleister. Die Beschäftigten in den indischen Banken sehen sich mit der Tatsache konfrontiert, dass die Regierung den Arbeitsschutz über Bord geworfen hat, um ausländische Investoren anzulocken. Der Arbeitsdruck ist sehr hoch. Es gibt überlange Arbeitszeiten. Und – wie erwähnt – ist eine Einhaltung derzeit nicht durchsetzbar. Gleichzeitig wurden im Finanzsektor überall Gewerkschaften gegründet. Die Globalisierung – so berichteten indische Delegierte in Genf – habe die Beschäftigten gezwungen, Gewerkschaften auf die Beine zu stellen. Der Finanzsektor ist die bestorganisierte Branche des Landes, wobei sich die Gewerkschaften auch UNI angeschlossen haben. Diese Folge der Globalisierung ist so eigentlich bislang nicht diskutiert worden.

Für die Beschäftigten bei den Banken in den Herkunftsländern der Multis droht durch Outsourcing der Abbau von Arbeitsplätzen. Der Versuch, dies mit allen Mitteln zu verhindern, hieße letztlich Outsourcing zu verhindern, was wohl kaum möglich wäre und es wäre auch unsolidarisch den Menschen in jenen Ländern gegenüber, in denen die outgesourcten Arbeitsplätze anlanden. Der verfolgte Ansatz muss anders aussehen. Nötig sind Regeln bei einem Outsourcing, was UNI auch fordert. So müssen in der Niederlassung die von der ILO festgelegten Standards ebenso eingehalten werden wie Kollektivvereinbarungen. Gleichzeitig sind sozialverträgliche Lösungen in den Ländern nötig, aus denen die Arbeitsplätze abwandern. Das verhindert, dass allein Kostengründe für ein Outsourcing ausschlaggebend sind und die Arbeitgeber einerseits versuchen, im Zielland die in der Regel ohnehin niedrigeren Arbeitskosten auf dem geringen Niveau zu halten oder gar noch abzusenken – etwa durch unbezahlte Mehrarbeit – und andererseits im Herkunftsland darauf zielen, durch die Androhung einer Arbeitsplatzverlagerung Beschäftigte zu Zugeständnissen zu zwingen. 

Das behindert keineswegs strategische Überlegungen von Unternehmen, die sich zur Markterschließung in einem anderen Land niederlassen wollen. Es sichert aber menschenwürdige Arbeit und ein gewisses Maß an sozialer Sicherheit für die Beschäftigten an allen Standorten.

Die Beispiele dazu, wie gewerkschaftliche Strukturen aufgebaut und weiterentwickelt werden, sagen auch etwas über die Arbeitsweise von UNI aus. Es gibt nicht so etwas wie einen Masterplan, in dem einzelne Schritte festgelegt sind und der dann abgearbeitet wird. Vielmehr ergreifen Mitgliedsgewerkschaften von UNI die Initiative an den Punkten, wo sie selbst betroffen sind und sich konkrete Ansätze bieten. UNI sorgt dann für die Vernetzung der unterschiedlichen Aktivitäten. Das freilich ist mehr als bloße Moderation. Philipp Jennings brachte die Haltung der Delegierten mit der Bemerkung auf den Punkt: „Wenn ihr verhandelt, seid ihr UNI.“ 
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Philip J. Jennings, UNI, Generalsekretär
Dass UNI eine weltweit agierende Gewerkschaft ist, muss auch gegenüber den Unternehmen verdeutlicht werden. Wenn ein Multi es in einem Land mit starken Gewerkschaften zu tun hat – so Trevor Johnson aus Trinidad und Tobago – kann es in ein anderes Land weiterziehen. Um dem Unternehmen zu zeigen, dass UNI eine weltweite Gewerkschaft ist, und auch in dem Land, in das ein Multi ausweichen möchte aktiv ist, hat Trevor Johnson auf seiner Visitenkarte auch UNI als seine Gewerkschaft vermerkt. 

Die Arbeitsweise von UNI wurde auch aus einer anderen Perspektive deutlich. Aus den Erfahrungsberichten auf der Weltkonferenz zeigte sich, dass der Ansatzpunkt für die Zusammenarbeit beim Aufbau und der Stärkung gewerkschaftlicher Strukturen sehr oft die Unternehmensebene ist. Ein weiteres Beispiel ist die Arbeit bei der Banco Santander. Die spanische Bank ist außer in Europa vor allem in Lateinamerika aktiv, insbesondere in Brasilien, Mexiko, Argentinien, Puerto Rico, Venezuela und Kolumbien. Bei Santander gab es bislang sieben weltweite Treffen von Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Manuel Rodriguez Apporta berichtete von der Vorbereitung eines weltweiten Aktionstags, auf dem Themen wie soziale Mindestrechte, Koalitionsfreiheit, Antidiskriminierung und lebenslanges Lernen im Mittelpunkt stehen.
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Manuel Rodriguez Aporta, COMFIA CC.OO., Spanien
Auf die wichtige Rolle der Unternehmensebene wurde auch schon in einem Hintergrundbericht („Globaler Wandel im Bereich der Dienstleistungen als Herausforderung) hingewiesen, der anlässlich der Weltkonferenz veröffentlicht wurde. Es sei – so heißt es dort – „darauf hingewiesen, dass die globale Ausdehnung der Gewerkschaften über Unternehmen und nicht über Sektoren erfolgte“. Dies tue, heißt es ergänzend, den Anstrengungen auf der EU-Ebene sektorale Verhandlungsprozesse zu verteidigen keinen Abbruch. Ebenso wenig werde damit die Allgemeinverbindlichkeit von Mindestbedingungen bei Arbeit und Beschäftigung in Frage gestellt. Das macht dann eben die Arbeitsweise von UNI aus: Es gibt nicht den einen Weg, das Entweder – Oder, sondern das eine Ziel, nämlich und damit die Mitgliedsorganisationen UNI weltweit zu stärken, und jeder Weg, der dahin führt, ist richtig.

Multinationale Gewerkschaften in multinationalen Konzernen

Die Stärkung von UNI ist natürlich kein Selbstzweck. Vielmehr sind starke nationale Gewerkschaften, die in UNI zusammengeschlossen sind, eine wesentliche Voraussetzung dafür, im sozialen Dialog mit dem Arbeitgebern die Situation der Beschäftigten im Finanzsektor zu verbessern. Dieser Zusammenhang – das wurde in den Diskussionen klar – ist etwas kompliziert. Die lange gewerkschaftliche Erfahrung zeigt, dass der soziale Dialog nur da erfolgreich ist, wo die Gewerkschaften stark sind. Und da Kollektivvereinbarungen überwiegend im Rahmen nationalstaatlicher Gesetzgebung geschlossen werden, ist es im Rahmen gewerkschaftlicher Solidarität nötig, dass die Gewerkschaften in den Ländern, wo gewerkschaftliche Strukturen eher schwach ausgeprägt sind, unterstützt werden. Die Unternehmen allerdings können sich dem nationalen Verhandlungsrahmen entziehen und Tätigkeiten oder Bereiche in ein anderes Land outsourcen. Wenn sie dort ankommen – dies war der Kerngedanke bei der oben geschilderte transnationalen Stärkung gewerkschaftlicher Strukturen – muss UNI bzw. eine Mitgliedsgewerkschaft von UNI schon da sein.

Ein etwas anderer Ansatz zielt darauf, die nationalstaatliche Begrenzung von Kollektivverträgen durch globale Abkommen mit multinationalen Unternehmen zu überwinden. Diese gelten dann für alle Teile des Konzerns. Das Thema wurde dann auch auf der 2. Weltkonferenz von UNI Finanz diskutiert. 

Transnationale Abkommen – das klingt zunächst einmal banal – funktionieren am besten, wenn es auch transnationale gewerkschaftliche Strukturen im Unternehmen gibt. Die Unternehmen fällen Entscheidungen über Grenzen hinweg, deshalb müssen auch Gewerkschaften über Grenzen hinweg entscheiden - so Rauni Söderlund aus Finnland. Sie weiß, wovon sie redet. Sie gehört zur Nordea-Gewerkschaft, einer Gewerkschaft im Konzern, zu der sich die nationalen Gewerkschaften die die ArbeitnehmerInnen in den wichtigsten Ländern, wo das Unternehmen aktiv ist, zusammengeschossen haben.

Nordea ist die dominierende Finanzgesellschaft in Skandinavien mit weiteren Niederlassungen zum Beispiel in den baltischen Staaten, Polen, Deutschland, Luxemburg und dem Vereinigten Königreich. Nachdem Ende 2004 die Möglichkeit geschaffen wurde, eine Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europea – SE) zu gründen, leitete Nordea bald einen entsprechenden Umwandlungsprozess ein. Für die nordischen Gewerkschaften war das Anlass, eine gemeinsame Struktur der einzelnen an den Standorten in Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden zu schaffen, Die Nordea-Gewerkschaft war geboren. Die beteiligten Gewerkschaften sind übrigens alle Mitglied bei UNI. Auf der zweiten Jahrestagung Anfang Mai 2006 wurde die polnische Gewerkschaft Solidarnosc, die in der Nordea Bank Polen aktiv ist, aufgenommen. Dazu wurde auch die Satzung geändert, die es nun möglich macht, dass sich auch Gewerkschaften in Nordea-Niederlassungen außerhalb Skandinaviens an Union in Nordea beteiligen können. Und: Der Vorstand der Nordea-Gewerkschaft kann nun auch dort aktiv werden und bei der Organisierung der Beschäftigten ebenso helfen wie bei der Schaffung von Arbeitsbeziehungen mit dem jeweiligen Management.

Die Organisierung dürfte eine wichtige Aufgabe in der polnischen Niederlassung von Nordea sein. Wie Rauni Söderlund berichtete sind in der polnischen Niederlassung weniger als zehn Prozent der Beschäftigten gewerkschaftlich organisiert, in den Niederlassungen in Skandinavien sind es 70 Prozent.

Das Mitbestimmungssystem bei Nordea ist vertraglich geregelt. So ist die Gewerkschaft im Aufsichtsrat vertreten und kann hier Einfluss nehmen. Daneben gibt es einen Verhandlungsausschuss auf Konzernebene, dem Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer angehören. Schließlich existieren Beratungsausschüsse für die verschiedenen Geschäftsfelder, in dem mit dem Management über die Geschäftspolitik und die sich daraus ergebenden Aspekte für die Beschäftigten verhandelt wird. Wenn es in einer Frage zu keiner Einigung kommt, wird sie auf Konzernebene verhandelt. Insgesamt sind bei Nordea transnationale Mitbestimmungsregelungen festgelegt, die von einer transnationalen Gewerkschaft wahrgenommen werden. Allerdings bleiben bestimmte Fragen – wie etwa Entgelt – nationalen Tarifverträgen vorbehalten.

Eine solche Mitbestimmungsstruktur auf Konzernebene schafft Möglichkeiten, die Situation der Beschäftigten auch dort zu verbessern, wo der Einfluss der Gewerkschaften eher schwach ist, weil eben der nationale Rahmen verlassen wird. Die Regelung bei Nordea gilt insgesamt als vorbildlich. 

Um eine konzernweite Vereinbarung geht es aktuell auch bei einem anderen großen europäischen Unternehmen, dem deutschen Versicherungskonzern Allianz. Den Hintergrund erläuterte Jörg Rheinbrecht aus Deutschland; Anlass ist die Tatsache, dass die Allianz im September 2005 beschlossen hat, sich in eine Societas Europea – eine Aktiengesellschaft nach europäischem Recht – umzuwandeln. Diese Umwandlung soll Ende 2006 stattfinden. Bevor dies geschieht muss nach der Gesetzeslage eine Vereinbarung zwischen dem Unternehmen und den Arbeitnehmervertretern geschlossen werden, das die Mitwirkungsrechte der Beschäftigten regelt. Kommt es zu keiner Einigung, gelten gesetzliche Regelungen. Dann muss nach vier Jahren ein neuer Anlauf für eine Verhandlungslösung gefunden werden.

Die gesetzliche Regelung, so Jörg Rheinbrecht, beleibt aber weit hinter den Rechten, die sich aus der deutschen Mitbestimmung ergeben zurück. Im Kern ist eine Unterrichtung der Arbeitnehmervertreter vorgesehen und keine tatsächliche Mitbestimmung. Deshalb fordern die Gewerkschaften unter anderem Unterrichtungs- und Beratungsrechte bevor das Management Entscheidungen trifft, Mitbestimmungsrechte für die Bereiche Arbeits- und Gesundheitsschutz, Datenschutz sowie bei Aus- und Weiterbildungsfragen. Und sie fordern die Einrichtung einer Schlichtungsstelle bei Streitfragen. All das lehnt die Allianz ab. Wie die Verhandlungen ausgehen, ist ungewiss. Da die Allianz das erste große Unternehmen ist, das in eine SE umgewandelt wird, kommt dem Ergebnis so etwas wie eine Pilotfunktion zu. Das hat natürlich eine Wirkung auf beide Seiten.
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Jörg Reinbrecht, Ver.di, Deutschland
Unabhängig vom Ergebnis gibt es allerdings eine durchaus bemerkenswerte Entwicklung, die mit dem Verhandlungsprozess zu tun hat. Es gibt ein gesetzlich vorgesehenes so genanntes Besonderes Verhandlungsgremium (BVG), dem im Fall der Allianz 30 Mitglieder aus 23 Ländern angehören. Daraus wurden dann sieben Personen ausgewählt, die die eigentliche Verhandlungsgruppe bilden. In der BVG treffen sehr unterschiedliche Kulturen bei der Interessenvertretung zusammen. Die Einen sehen sich eher als Betriebsräte, die Anderen als Gewerkschafter und wieder Andere sind eher gewerkschaftsfern. Da zu einer gemeinsamen Strategie zu kommen, ist nicht einfach. Allerdings kennen sich viele aus dem Euro-Betriebsrat. Um die Verhandlungen gut vorbereiten zu können und gegenseitige Unterstützung zu organisieren, trafen sich im Februar Gewerkschafter und Betriebsräte aus elf Ländern, in denen die Allianz Niederlassungen hat und gründeten das UNI Finanz-Allianz-Netz. So gibt es unabhängig von der Ausgestaltung der Rechte de SE-Betriebsrats eine enge grenzüberschreitende Zusammenarbeit der bei der Allianz vertretenen Gewerkschaften, die ihre Positionen gegenüber der Geschäftleitung abstimmen kann und sich gegenseitig unterstützt. 

Die Beispiele enthalten Elemente, die auch in den Schlussfolgerungen aus der Diskussion eine Rolle spielten. Von entscheidender Bedeutung ist es, so Allan Bang, grenzüberschreitende Bündnisse zu schließen und Netzwerke zu bilden. Das ist die Voraussetzung, um den nötigen Druck ausüben zu können, damit regionale und globale Abkommen geschlossen werden. Durch solche Bündnisse wird auch Vertrauen geschaffen. Für die alltägliche Praxis bedeutet das, schnell handeln zu können. „Ruft die Kollegen bei der Konzernmutter an, wenn es Probleme gibt“, so Allan Bang.
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Allan BANG, UNI Finanz Präsident
Bei dem Bestreben, Abkommen zu schließen – auch dies ein Ergebnis der Diskussion – sollten zunächst große Unternehmen angegangen werden. Durch die Wirkung solcher Beispiele werden sich kleinere dann auch zu Abkommen bereit erklären.

Rentenfonds – ein Hebel für soziale Verantwortung?

In einer Welt, in der die Unternehmen global agieren, müssen die Gewerkschaften ihnen zwangsläufig auf derselben Ebene begegnen. Das heißt sich gegenseitig unterstützen und stärken, regionale und globale Abkommen ebenso anstreben wie konzernweite Vereinbarungen bei multinationalen Unternehmen. Das ist – wenn man so will – der klassische Weg des sozialen Dialogs, der den Konflikt und Kampfmaßnahmen durchaus einschließt. Dies bisweilen übrigens auch, um einen sozialen Dialog zu erzwingen.

Nun spielen sich die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften nicht im luftleeren Raum ab. Es gibt politische Rahmenbedingungen, gesetzliche Regelungen, supranationale Regulierungen und so weiter. All dies sind Bereiche, in denen Gewerkschaften etwa durch Lobbyarbeit aktiv sind. Daneben gibt es Rahmenbedingungen, die weniger präzise umrissen sind als zum Beispiel Gesetze. Das ist die Wirkung der öffentlichen Meinung und der Einfluss, den die Zivilgesellschaft ausübt. Wie das von UNI genutzt werden kann, um Einfluss zu nehmen, wurde anhand der Arbeit von Pensionsfonds und Rating-Agenturen auf der UNI Finanz-Konferenz diskutiert.

„Rentenzahlungen sind keine Geschenke, sie sind verzögertes Einkommen“ – dies war die zentrale Botschaft von Colman Moore von der irischen IBOA, der in das Thema Pensionsfonds einführte. Deshalb müsse Transparenz darüber, was mit den Geldern geschieht, oberstes Gebot sein. Viele Unternehmen haben dagegen die Pensionsfonds als Quelle entdeckt, um die Gewinne zu steigern. Dies wird zum einen dadurch versucht, dass die Leistungen gekürzt werden sollen. Das hat zum Beispiel in Norwegen zu einer heftigen Auseinandersetzung mit den Gewerkschaften geführt, wie Gunnar Mjatvedt berichtete. Zum anderen ist, um die Gewinne zu steigern, die Neigung gewachsen, Gelder der Pensionsfonds dort zu investieren, wo die Gewinne am höchsten sind, ohne darauf zu achten, wie sie erwirtschaftet werden.
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Gunnar MJATVEDT, Norwegen
Die Diskussion zeigte, dass die Frage der Renten weltweit diskutiert wird – und zwar nicht nur in Bezug auf die betrieblichen, sondern auch auf die staatlichen Renten. In Indien zum Beispiel – dies berichtete Profullo Kumar Patnaik – sollen die Pensionsfonds privaten Investmentmanagern in die Hand gegeben werden. Dies lehnen die indischen Gewerkschaften ab. Sie fordern, dass die Fonds in den Unternehmen bleiben, weil die Gewerkschaften da ihren Einfluss ausüben können. Bei der Anlage der Fonds – so Andre Luiz Rodriguez aus Brasilien – müsse auf jeden Fall eine ethische Perspektive gewahrt bleiben. Es könne nicht sein, dass Unternehmen, die Mittel aus den Pensionsfonds nutzen, die Standards der ILO unterlaufen. Deshalb – so etwa der neu gewählte Präsident von UNI Finanz, Allan Bang – müssten die Gewerkschaften sich darum bemühen, in den Verwaltungsgremien der Pensionsfonds vertreten zu sein und vor allem bräuchten diese Kolleginnen und Kollegen das nötige Fachwissen, um Entscheidungen im Sinne einer sozialen Verantwortung treffen zu können. Und – dies ein Vorschlag von Oliver Röthig – die Gewerkschaftsvertreter in den entsprechenden Gremien sollten miteinander vernetzt werden.
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Andre LUIZ, Contrafcut, Brazilen
Wenn es darum geht, Mittel aus den Pensionsfonds sozial verantwortlich anzulegen, kann eine Rating-Agentur Hinweise liefern – dies allerdings nur, wenn sie die entsprechenden Kriterien in ihre Einschätzung einfließen lässt. Genau diesen Anspruch erhebt die Rating-Agentur Vigeo. Deren Arbeit stellte die Vorsitzende Nicole Notat auf der Weltkonferenz vor.
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Nicole NOTAT, Rating Agentur, Vigeo, Frankreich
Vigeo misst die soziale Verantwortung (Corporate Social Responsibility – CSR) der Unternehmen. Die Maßstäbe für die Arbeit von Vigeo basieren auf einem Grünbuch der EU-Kommission zum Thema soziale Verantwortung von Unternehmen, das im Jahr 2001 erschienen ist. Es gehe, so Nicole Notat nicht darum, was die Unternehmen nach außen erklären oder welche Vorhaben sie verkünden. Vigeo suche vielmehr nach Fakten, die das tatsächliche Handeln eines Unternehmens in der Praxis belegen. Im Zentrum stehen fünf Kriterien, die die Interessen aller Stakeholder berücksichtigen:

· Verhalten gegenüber der kommunalen und internationalen Zivilgesellschaft,

· Unternehmensführung

· Beziehungen zu Kunden und Lieferanten

· Gesundheit, Sicherheit und Umwelt

· Umgang mit Humanressourcen und Einhaltung internationaler Arbeitsschutzbestimmungen.

Zu diesen Kriterien, die sich an internationalen Normen von ILO, OECD und UNO orientieren, werden Informationen bei allen Stakeholdern herangezogen, Informationen von den Unternehmen, von Gewerkschaften und öffentlich zugängliche Informationen. Mit Hilfe dieser Informationen werden dann die einzelnen Kriterien mit Hilfe einer Punkteskala von 0 bis 4 bewertet. Daraus wird dann ein Mittelwert errechnet. Die schlechteste Note ist 0 („desinteressiert“). Wenn ein Unternehmen bei einem der Kriterien mit 0 bewertet wird, fällt auch die Gesamtbewertung mit 0 aus. Damit wird sichergestellt, dass nur Unternehmen bewertet werden, die kein Gebiet völlig vernachlässigen. 

Die Bewertung eines Unternehmens wird zunächst dem Unternehmen selbst zugestellt und geht dann mit einer Analyse auch an die Investoren und Pensionsfonds. Die Gewerkschaften erhalten die Ergebnisse nicht automatisch, können sie aber einfordern.

Der umstrittene Nutzen eines Rating 

Der Weg durch ein Rating, das an Nachhaltigkeit und sozial verantwortlichem Verhalten ein Unternehmen zu bewerten, wurde von den Delegierten zunächst einmal mit Interesse aufgenommen. Dies sei schon nützlich für die Gewerkschaften - so Jörg Rheinbrecht. Es eröffne die Möglichkeit, das Verhalten der Unternehmen in die eigene Meinungsbildung und den Entscheidungsprozess einfließen zu lassen. Es sei auch wichtig – so Pascal Jamin aus Belgien –, dass nicht nur die großen Rating-Agenturen ihre Einschätzungen verbreiten können. Bei denen zählt nur der blanke Gewinn, und eine Mitsprache der Gewerkschaften im Unternehmen führe eher zu einer Herabstufung. Dazu passte dann die ironisch gemeinte Nachfrage eines Teilnehmers, ob denn bei einer schlechten Beurteilung durch die Rating-Agentur Vigeo nicht die Aktienkurse des betreffenden Unternehmens steigen. Osamu Umemoto aus Japan betonte, dass es generell wichtig sei, dass Gewerkschaften darauf hinwirken, dass die Geschäftsstrategie der Unternehmen darauf zielt, langfristig rentabel zu sein und nicht kurzfristig höchste Gewinne zu erzielen.

Ob es neben der Information darüber, wie ein Unternehmen sich verhält, auch eine Erfolg versprechende Vorgehensweise für Gewerkschaften sein kann, durch eine Zusammenarbeit mit Rating-Agenturen wie Vigeo und den Pensionsfonds Unternehmen zu sozial verantwortlichem Handeln drängen zu können. Hierbei waren die Meinungen durchaus unterschiedlich. Die Möglichkeiten einwirken zu können, beziehen sich auf zwei unterschiedliche Ansätze. Zum einen verfügen die Pensionsfonds über erhebliche Mittel, die sie anlegen müssen. Dabei – so die Meinung eines Teilnehmers – gehe es nicht, dass multinationale Konzerne sich mit Hilfe der Pensionsfonds finanzielle Mittel beschaffen, um dann in der täglichen Arbeit die Regeln der ILO zu missachten. Hier könnten die gewerkschaftlichen Vertreter in den Aufsichtsräten in den Pensionsfonds sich darum bemühen, dass eben nicht in solche Unternehmen investiert wird. Der Ansatz ist also sehr handfest.

Der zweite Ansatz betrifft das Ansehen in der Öffentlichkeit. Ein gutes Ranking kann für ein Unternehmen eine gute Werbung sein. Das freilich ist nicht automatisch der Fall. Ein Unternehmen, das Massenentlassungen ankündigt, wird dafür an der Börse durch steigende Aktienkurse belohnt. Nun bezieht sich das auf die Finanzkreise. Aber auch in einer breiten Öffentlichkeit wird ein Unternehmen häufig allein nach seinem Ertrag beurteilt und danach, wie der erwirtschaftet wurde. Das heißt: Um ein Rating für die Durchsetzung gewerkschaftlicher Ziele – etwa sozial verantwortliches Handeln – nutzbar zu machen, müssen die gesellschaftlichen Wertmaßstäbe so ausgerichtet sein, dass soziales Verhalten positiv bewertet wird.

Diese beiden Ansätze, die von dem Versuch ausgehen, Rating-Agenturen und Pensionsfonds für die Durchsetzung gewerkschaftlicher Forderungen zu nutzen, wurden wie gesagt auch sehr kritisch gesehen. Aus Sicht eines französischen Teilnehmers ist eine Zusammenarbeit mit Pensionsfonds nicht hilfreich. Es gehe um politische Entscheidungen, die getroffen werden müssen und dem hätten sich die Fonds unterzuordnen. Dass mit den Mitteln keine Spekulationen gemacht werden und dass sie nur dort investiert werden dürfen, wo Arbeitsnormen beachtet werden, müsse gesetzlich festgelegt werden, wo dies nicht schon der Fall sei. 

Andrew Casidy aus Neuseeland mochte die Idee Corporate Social Responsibility als Hebel einzusetzen, nichts abgewinnen. Dies, weil aus seiner Sicht CSR eher eine Art Phantom sei. Nur sehr wenige Unternehmen würden tatsächlich sozial verantwortlich handeln. CSR könne – so Casidy – am ehesten für die Gewerkschaften ein Hilfsmittel sein, um zu belegen, wie weit sich die Unternehmen in der Praxis von den Regeln entfernen, die sie selber aufgestellt haben. CSR sei aus deren Sicht lediglich ein Mittel der Öffentlichkeitsarbeit.

CSR – so Oliver Röthig in einer Erwiderung – sei zwar ein neues Konzept, vom Ansatz her allerdings schon sehr alt. Es gehe nämlich um nichts anderes als die Verpflichtung auf das Gemeinwohl. Eine solche Verpflichtung ist im Übrigen in zahlreichen Verfassungen verankert. Die Frage ist immer, wie das im Einzelfall interpretiert und dann auch umgesetzt wird. Aus Sicht von Oliver Röthig ist es ein durchaus gangbarer Weg, mit zivilgesellschaftlichen Gruppen und Institutionen, aber auch Einrichtungen wie Pensionsfonds und Rating-Agenturen zusammenzuarbeiten, um gewerkschaftliche Ziele umzusetzen. Dafür ist es natürlich nötig, dass es dabei ein gemeinsames Interesse gibt. Das kann durchaus die Sozialverpflichtung der Unternehmen auf das Gemeinwohl sein.

Als Beleg dafür, dass Unternehmen durchaus beeinflussbar in ihrem Handeln sind, kann die in Genf diskutierte Tatsache dienen, dass sich ein multinationaler Konzern in verschiedenen Ländern unterschiedlich verhält. Das ist wie oben geschildert als Ausgangspunkt gewerkschaftlicher Politik unumstritten und mündet zum Beispiel in dem Bestreben an den Standorten von Konzerntöchtern, wo die Gewerkschaften eher schwach sind, solidarische Hilfe zu leisten – sei es über direkte Unterstützung der dortigen Gewerkschaften, sein es über globale Abkommen oder Eurobetriebsräte. Dabei ist Grundlage gewerkschaftliche Stärke. Die Frage in Bezug auf Kooperationen und Bündnisse lautet: Ist es auf diesem Weg möglich, Unternehmen in ihrem Handeln zu beeinflussen? Denn genauso wie CSR als Fassade genutzt werden kann, werden in einigen Ländern Mitwirkungsrechte als Fassade genutzt – solange, bis die betreffenden Unternehmen gezwungen werden, diese Fassade abzubauen. 

Die Zusammenarbeit mit Pensionsfonds und Rating-Agenturen wurde auf der 2. Weltkonferenz von UNI Finanz sehr differenziert diskutiert. Eine endgültige Entscheidung, wie mit dem Thema künftig umgegangen wird, wurde noch nicht gefällt.

Wenn die Zukunft kommt, muss UNI schon da sein

In den Hintergrundpapieren zur 2. Weltkonferenz von UNI Finanz wurde unter anderem die Frage nach der Zukunft des Finanzsektors aufgeworfen. Es gibt verschiedene Entwicklungslinien die aufzeigen, was die Zukunft bringen könnte. Diskutiert wurde zum Beispiel die Situation in Neuseeland, die durchaus ein Modell für die Zukunft sein könnte. Zukunft – und das war in den Diskussionen in Genf unbestritten – ist nicht Etwas, das über einen kommt, und auf das man dann reagieren muss. Wie der Finanzsektor morgen aussieht, wie die Menschen, die darin arbeiten sozial gestellt sind, lässt sich heute beeinflussen. Für eine zukünftige Entwicklung gibt es Eckpfeiler, der entscheidende ist das Handeln auf transnationaler Ebene. Die Herausforderung für Gewerkschaften liegt also darin, auf eben dieser Ebene präsent zu sein. Und dass UNI Finanz dieses Ziel im Visier hat, war ein bleibender Eindruck der Konferenz in Genf. Regionale Abkommen, Koordinierung einer transnationalen konzernweiten Zusammenarbeit, Unterstützung der schwächeren Gewerkschaften – das waren Stichworte in den Diskussionen, die an Hand konkreter Beispiele geführt wurden.

In Bezug auf Globalisierung war eine zentrale Vorstellung: Wenn ein Unternehmen Aktivitäten in ein anderes Land verlagert, muss UNI schon da sein. Mit Blick auf künftige Entwicklungen lässt sich das vielleicht so formulieren: Wenn die Zukunft kommt, muss UNI schon da sein.
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Allan Bang der neu gewählte UNI Finanz 
Abschiedsfeier für Sandy Boyle

Präsident zusammen mit Sandy Boyle 

Erklärungen verabschiedet von der 2. UNI Finanz „Global Union“ – Weltkonferenz, 23.-25. Mai 2006, Genf, Schweiz
Erklärung zu OTOEs Kampf für ein sektorales Abkommen in der griechischen Bankbranche verabschiedet von der 2. UNI Finanz Global Union - Weltkonferenz 

Wir, die Gewerkschaftsvertreterinnen und -vertreter, die an der 2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz in Genf teilgenommen haben, wurden über die beispiellose Entscheidung der sieben größten Banken Griechenlands informiert, die Verhandlungen mit OTOE, dem griechischen Gewerkschaftsverband der Bankangestellten, über die Unterzeichnung eines sektoralen Tarifabkommens zu unterminieren. Zudem erfuhren wir, dass diese Banken bestehende Tarifverträge im Hinblick auf Pensionsfonds griechischer Bankangestellter verletzen. 

Wir wurden zudem über die Haltung der griechischen Regierung informiert, die nicht etwa versucht, diese Banken von ihrem Handeln abzubringen, sondern sie offensichtlich in Schutz nimmt, ja aufgrund der Tatsache, dass drei dieser Banken sich in Staatsbesitz befinden, womöglich noch dazu ermuntert. 

Das Handeln der Geschäftsleitungen dieser Banken bringt eine völlig antidemokratische Haltung zum Ausdruck was die Wahrung der sozialen Rechte und Arbeitnehmerrechte der Bankangestellten betrifft. Diese Rechte wurden von den europäischen Institutionen in dem durch Sozialdialog und Verhandlungen geschaffenen Rahmen, der in allen EU-Mitgliedstaaten anerkannt und angewandt wird, konsolidiert. 

Die 2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz erklärt sich solidarisch mit OTOE und fordert die Geschäftsleitungen der Banken dazu auf, am 29. Mai während der dreigliedrigen Sitzung mit OTOE und den Regierungsvertretern einen anderen Kurs einzuschlagen. Wir fordern sie zudem auf, die bestehenden Abkommen in Bezug auf Pensionsfonds einzuhalten, ihre antidemokratische Entscheidung zur Verweigerung eines Dialogs zurückzunehmen und unverzüglich Verhandlungen mit OTOE zur Unterzeichnung eines sektoralen Tarifabkommens aufzunehmen.
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Aristoteles LAKKAS, OTOE, Griechenland
Erklärung zum Streikrecht türkischer Bankangestellter verabschiedet von der 2. UNI Finanz Global Union - Weltkonferenz

Die 2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz fordert die türkische Regierung dazu auf, das Streikverbot im Banksektor wieder aus der derzeit durchgeführten Überarbeitung des Arbeitsrechts auszunehmen. 

Unseren türkischen Kolleginnen und Kollegen im Banksektor das Streikrecht zu verweigern, verstößt gegen die Kernarbeitsnormen, die in der auch von der Türkei unterzeichneten IAO-Konvention verankert sind. Es verstößt auch gegen die allgemeinen Werte und Grundsätze des Europarats und der Europäischen Union. 

Die Konferenz weist darauf hin, dass der Banksektor auch aus der Sicht der IAO nicht zu den Sektoren gehört, die „grundlegende Dienstleistungen“ erbringen, wie etwa Dienstleistungen in den Bereichen Krankenhaus oder Elektrizität.
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Emre KOCAOGLU, Basisen, Turkei

Erklärung zur französischen Einwanderungspolitik verabschiedet von der 2. UNI Finanz Global Union - Weltkonferenz 

Das Einwanderungsgesetz, das derzeit in Frankreich verabschiedet wird, basiert auf dem Prinzip „selektiver“ Einwanderung, das die Ausweisung von Einwanderern erleichtert und die Zusammenführung von Immigrantenfamilien erschwert. 

In Bezug auf das globale Nord-Süd-Gefälle wurde keinerlei Forschritt erzielt und durch dieses Gesetzesvorhaben wird das fragile Wachstum von Entwicklungsländern gefährdet, indem französische Unternehmen ihre Beschäftigten künftig einzig und allein nach unternehmerischen Gesichtspunkten auswählen können. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz fordern die französische Regierung dazu auf, dieses Gesetz zurückzunehmen. 
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Alain BROUHMANN, FNPSF-CGT, Frankreich

Erklärung zu Simbabwe verabschiedet von der 2. UNI Finanz Global Union - Weltkonferenz
Wir, die Mitgliedsorganisationen der UNI Finanz Global Union, sind sehr besorgt über die Verschlechterung der humanitären und gewerkschaftlichen Lage in Simbabwe. 

Es ist unhaltbar, dass das Mugabe-Regime die Bürgerinnen und Bürger des Landes aus politischem Eigennutz unnötigem Leiden, Tod sowie erniedrigenden und unmenschlichen Lebensbedingungen aussetzt, indem das Regime ihnen die für ein menschenwürdiges Leben notwendigen Grundvoraussetzungen auf Dauer vorenthält. 

Wir erklären uns solidarisch und stehen an der Seite unserer leidenden Schwestern und Brüder in Simbabwe und fordern, dass die Regierung unverzüglich Maßnahmen ergreift, um die Würde dieser Menschen wiederherzustellen.
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Thabita KUMALO, ZCTU, Simbabwe
Erklärung zu Nepal verabschiedet von der 2. UNI Finanz Global Union - Weltkonferenz

Die 2. UNI Finanz Global Union-Weltkonferenz gratuliert dem nepalesischen Volk zu seinem erfolgreichen Kampf gegen das diktatorische Regime der Monarchie und zur Wiederherstellung der Demokratie. Die Konferenzteilnehmerinnen und -teilnehmer möchten auch den Familien der Märtyrer, die ihr Leben für Freiheit und Würde in Nepal geopfert haben, ihr herzliches Beileid aussprechen. 

Die Konferenz grüßt unsere Mitgliedsorganisationen und die nepalesische Gewerkschaftsbewegung, die an vorderster Front gekämpft haben. 

Wir fordern die Regierung Nepals auf, die IAO-Konvention Nr. 87 über Vereinigungsfreiheit zu ratifizieren und die Gewerkschafts- und Menschenrechte zu achten, um eine auf Freiheit und Gerechtigkeit gründende Gesellschaftsstruktur aufzubauen. 

UNI wird die nepalesische Gewerkschaftsbewegung in ihren Bemühungen, den Wiederaufbau Nepals und die Wiederherstellung einer vollkommenen Demokratie in der Himalaya-Nation durchzusetzen, nach besten Möglichkeiten unterstützen.
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Ganesh BAHDUR, FIEUN, Nepal
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